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Hinweis: Diese Auszüge aus dem Strafgesetzbuch sind nicht 
die amtliche Fassung. Diese finden Sie nur im 
Bundesgesetzblatt. 

Strafgesetzbuch (StGB)  
 

Allgemeiner Teil 
Erster Abschnitt 
Das Strafgesetz 

Erster Titel 
Geltungsbereich 

 

§ 5 Auslandstaten mit besonderem Inlandsbezug 

Das deutsche Strafrecht gilt, unabhängig vom Recht des Tatorts, für folgende Taten, die im 

Ausland begangen werden: 

1. (weggefallen) 

2. Hochverrat (§§ 81 bis 83); 

3. Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates 

a) in den Fällen des § 86 Absatz 1 und 2, wenn Propagandamittel im Inland wahrnehm-

bar verbreitet oder der inländischen Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden und 

der Täter Deutscher ist oder seine Lebensgrundlage im Inland hat, 

b) in den Fällen des § 86a Absatz 1 Nummer 1, wenn ein Kennzeichen im Inland 

wahrnehmbar verbreitet oder in einer der inländischen Öffentlichkeit zugänglichen 

Weise oder in einem im Inland wahrnehmbar verbreiteten Inhalt (§ 11 Absatz 3) 

verwendet wird und der Täter Deutscher ist oder seine Lebensgrundlage im Inland 

hat, 

c) in den Fällen der §§ 89, 90a Abs. 1 und des § 90b, wenn der Täter Deutscher ist und 

seine Lebensgrundlage im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes hat, und 

d) in den Fällen der §§ 90 und 90a Abs. 2; 

4. Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit (§§ 94 bis 100a); 

5. Straftaten gegen die Landesverteidigung 

a) in den Fällen der §§ 109 und 109e bis 109g und 

b) in den Fällen der §§ 109a, 109d und 109h, wenn der Täter Deutscher ist und seine 

Lebensgrundlage im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes hat; 
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5a. Widerstand gegen die Staatsgewalt und Straftaten gegen die öffentliche Ordnung 

a) in den Fällen des § 111, wenn die Aufforderung im Inland wahrnehmbar ist und der 

Täter Deutscher ist oder seine Lebensgrundlage im Inland hat, 

b) in den Fällen des § 127, wenn der Zweck der Handelsplattform darauf ausgerichtet 

ist, die Begehung von rechtswidrigen Taten im Inland zu ermöglichen oder zu 

fördern und der Täter Deutscher ist oder seine Lebensgrundlage im Inland hat, und 

c) in den Fällen des § 130 Absatz 2 Nummer 1, auch in Verbindung mit Absatz 6, wenn 

ein in Absatz 2 Nummer 1 oder Absatz 3 bezeichneter Inhalt (§ 11 Absatz 3) in einer 

Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, im Inland wahrnehmbar 

verbreitet oder der inländischen Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird und der 

Täter Deutscher ist oder seine Lebensgrundlage im Inland hat; 

6. Straftaten gegen die persönliche Freiheit 

a) in den Fällen der §§ 234a und 241a, wenn die Tat sich gegen eine Person richtet, 

die zur Zeit der Tat Deutsche ist und ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 

im Inland hat, 

b) in den Fällen des § 235 Absatz 2 Nummer 2, wenn die Tat sich gegen eine Person 

richtet, die zur Zeit der Tat ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 

hat, und 

c) in den Fällen des § 237, wenn der Täter zur Zeit der Tat Deutscher ist oder seine 

Lebensgrundlage im Inland hat oder wenn die Tat sich gegen eine Person richtet, 

die zur Zeit der Tat ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat; 

7. Verletzung von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen eines im räumlichen Geltungsbe-

reich dieses Gesetzes liegenden Betriebs, eines Unternehmens, das dort seinen Sitz hat, 

oder eines Unternehmens mit Sitz im Ausland, das von einem Unternehmen mit Sitz im 

räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes abhängig ist und mit diesem einen Konzern 

bildet; 

8. Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung in den Fällen des § 174 Absatz 1, 2 und 

4, der §§ 176 bis 178 und des § 182, wenn der Täter zur Zeit der Tat Deutscher ist oder 

seine Lebensgrundlage im Inland hat; 

9. Straftaten gegen das Leben 

a) in den Fällen des § 218 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 und Absatz 4 Satz 1, 

wenn der Täter zur Zeit der Tat Deutscher ist oder seine Lebensgrundlage 

im Inland hat, und 

b) in den übrigen Fällen des § 218, wenn der Täter zur Zeit der Tat Deutscher 

ist und seine Lebensgrundlage im Inland hat; 

9a. Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 

a) in den Fällen des § 226 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit Absatz 2 bei 

Verlust der Fortpflanzungsfähigkeit, wenn der Täter zur Zeit der Tat Deut-

scher ist oder seine Lebensgrundlage im Inland hat, und 
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b) in den Fällen des § 226a, wenn der Täter zur Zeit der Tat Deutscher ist oder 

seine Lebensgrundlage im Inland hat oder wenn die Tat sich gegen eine Per-

son richtet, die zur Zeit der Tat ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 

im Inland hat; 

10. falsche uneidliche Aussage, Meineid und falsche Versicherung an Eides Statt (§§ 153 bis 

156) in einem Verfahren, das im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes bei einem 

Gericht oder einer anderen deutschen Stelle anhängig ist, die zur Abnahme von Eiden 

oder eidesstattlichen Versicherungen zuständig ist; 

10a. Sportwettbetrug und Manipulation von berufssportlichen Wettbewerben (§§ 265c und 

265d), wenn sich die Tat auf einen Wettbewerb bezieht, der im Inland stattfindet; 

11. Straftaten gegen die Umwelt in den Fällen der §§ 324, 326, 330 und 330a, die im Bereich 

der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone begangen werden, soweit völkerrecht-

liche Übereinkommen zum Schutze des Meeres ihre Verfolgung als Straftaten gestatten; 

11a. Straftaten nach § 328 Abs. 2 Nr. 3 und 4, Abs. 4 und 5, auch in Verbindung mit § 330, wenn 

der Täter zur Zeit der Tat Deutscher ist; 

12. Taten, die ein deutscher Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst besonders Ver-

pflichteter während eines dienstlichen Aufenthalts oder in Beziehung auf den Dienst be-

geht; 

13. Taten, die ein Ausländer als Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst besonders Ver-

pflichteter begeht; 

14. Taten, die jemand gegen einen Amtsträger, einen für den öffentlichen Dienst besonders 

Verpflichteten oder einen Soldaten der Bundeswehr während der Ausübung ihres Dienst-

es oder in Beziehung auf ihren Dienst begeht; 

15. Straftaten im Amt nach den §§ 331 bis 337, wenn 

a) der Täter zur Zeit der Tat Deutscher ist, 

b) der Täter zur Zeit der Tat Europäischer Amtsträger ist und seine Dienststelle ihren 

Sitz im Inland hat, 

c) die Tat gegenüber einem Amtsträger, einem für den öffentlichen Dienst besonders 

Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr begangen wird oder 

d) die Tat gegenüber einem Europäischen Amtsträger oder Schiedsrichter, der zur Zeit 

der Tat Deutscher ist, oder einer nach § 335a gleichgestellten Person begangen 

wird, die zur Zeit der Tat Deutsche ist; 

16. Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern (§ 108e), wenn 

a) der Täter zur Zeit der Tat Mitglied einer deutschen Volksvertretung oder Deut-

scher ist oder 

b) die Tat gegenüber einem Mitglied einer deutschen Volksvertretung oder einer 

Person, die zur Zeit der Tat Deutsche ist, begangen wird; 
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17. Organ- und Gewebehandel (§ 18 des Transplantationsgesetzes), wenn der Täter zur Zeit 

der Tat Deutscher ist. 

 

§ 7 Geltung für Auslandstaten in anderen Fällen 

(1) Das deutsche Strafrecht gilt für Taten, die im Ausland gegen einen Deutschen begangen 

werden, wenn die Tat am Tatort mit Strafe bedroht ist oder der Tatort keiner Strafgewalt 

unterliegt. 

(2) Für andere Taten, die im Ausland begangen werden, gilt das deutsche Strafrecht, wenn 

die Tat am Tatort mit Strafe bedroht ist oder der Tatort keiner Strafgewalt unterliegt und 

wenn der Täter 

1. zur Zeit der Tat Deutscher war oder es nach der Tat geworden ist oder 

2. zur Zeit der Tat Ausländer war, im Inland betroffen und, obwohl das Ausliefe-

rungsgesetz seine Auslieferung nach der Art der Tat zuließe, nicht ausgeliefert wird, 

weil ein Auslieferungsersuchen innerhalb angemessener Frist nicht gestellt oder 

abgelehnt wird oder die Auslieferung nicht ausführbar ist. 

 

§ 9 Ort der Tat 

(1) Eine Tat ist an jedem Ort begangen, an dem der Täter gehandelt hat oder im Falle des 

Unterlassens hätte handeln müssen oder an dem der zum Tatbestand gehörende Erfolg 

eingetreten ist oder nach der Vorstellung des Täters eintreten sollte. 

(2) Die Teilnahme ist sowohl an dem Ort begangen, an dem die Tat begangen ist, als auch an 

jedem Ort, an dem der Teilnehmer gehandelt hat oder im Falle des Unterlassens hätte 

handeln müssen oder an dem nach seiner Vorstellung die Tat begangen werden sollte. 

Hat der Teilnehmer an einer Auslandstat im Inland gehandelt, so gilt für die Teilnahme 

das deutsche Strafrecht, auch wenn die Tat nach dem Recht des Tatorts nicht mit Strafe 

bedroht ist. 

Zweiter Titel 
Sprachgebrauch 

§ 11 Personen- und Sachbegriffe 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Angehöriger: 

wer zu den folgenden Personen gehört: 

a) Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, der Ehegatte, der Lebenspart-

ner, der Verlobte, Geschwister, Ehegatten oder Lebenspartner der Ge-

schwister, Geschwister der Ehegatten oder Lebenspartner, und zwar auch 

dann, wenn die Ehe oder die Lebenspartnerschaft, welche die Beziehung 
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begründet hat, nicht mehr besteht oder wenn die Verwandtschaft oder 

Schwägerschaft erloschen ist, 

b) Pflegeeltern und Pflegekinder; 

2. Amtsträger: 

wer nach deutschem Recht 

a) Beamter oder Richter ist, 

b) in einem sonstigen öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis steht oder 

c) sonst dazu bestellt ist, bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle oder 

in deren Auftrag Aufgaben der öffentlichen Verwaltung unbeschadet der zur 

Aufgabenerfüllung gewählten Organisationsform wahrzunehmen; 

2a. Europäischer Amtsträger: 

wer 

a) Mitglied der Europäischen Kommission, der Europäischen Zentralbank, des 

Rechnungshofs oder eines Gerichts der Europäischen Union ist, 

b) Beamter oder sonstiger Bediensteter der Europäischen Union oder einer auf 

der Grundlage des Rechts der Europäischen Union geschaffenen Einrichtung 

ist oder 

c) mit der Wahrnehmung von Aufgaben der Europäischen Union oder von 

Aufgaben einer auf der Grundlage des Rechts der Europäischen Union ge-

schaffenen Einrichtung beauftragt ist; 

3. Richter: 

wer nach deutschem Recht Berufsrichter oder ehrenamtlicher Richter ist; 

4. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter: 

wer, ohne Amtsträger zu sein, 

a) bei einer Behörde oder bei einer sonstigen Stelle, die Aufgaben der öffentli-

chen Verwaltung wahrnimmt, oder 

b) bei einem Verband oder sonstigen Zusammenschluß, Betrieb oder Unterneh-

men, die für eine Behörde oder für eine sonstige Stelle Aufgaben der öffent-

lichen Verwaltung ausführen, 

beschäftigt oder für sie tätig und auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegen-

heiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet ist; 

5. rechtswidrige Tat: 

nur eine solche, die den Tatbestand eines Strafgesetzes verwirklicht; 

6. Unternehmen einer Tat: 

deren Versuch und deren Vollendung; 

7. Behörde: 

auch ein Gericht; 

8. Maßnahme: 

jede Maßregel der Besserung und Sicherung, die Einziehung und die Unbrauchbar-

machung; 

9. Entgelt: 

jede in einem Vermögensvorteil bestehende Gegenleistung. 
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(2) Vorsätzlich im Sinne dieses Gesetzes ist eine Tat auch dann, wenn sie einen gesetzlichen 

Tatbestand verwirklicht, der hinsichtlich der Handlung Vorsatz voraussetzt, hinsichtlich 

einer dadurch verursachten besonderen Folge jedoch Fahrlässigkeit ausreichen läßt. 

(3) Inhalte im Sinne der Vorschriften, die auf diesen Absatz verweisen, sind solche, die in 

Schriften, auf Ton- oder Bildträgern, in Datenspeichern, Abbildungen oder anderen Ver-

körperungen enthalten sind oder auch unabhängig von einer Speicherung mittels Infor-

mations- oder Kommunikationstechnik übertragen werden. 

 

§ 12 Verbrechen und Vergehen 

(1) Verbrechen sind rechtswidrige Taten, die im Mindestmaß mit Freiheitsstrafe von einem 

Jahr oder darüber bedroht sind. 

(2) Vergehen sind rechtswidrige Taten, die im Mindestmaß mit einer geringeren Freiheits-

strafe oder die mit Geldstrafe bedroht sind. 

(3) Schärfungen oder Milderungen, die nach den Vorschriften des Allgemeinen Teils oder für 

besonders schwere oder minder schwere Fälle vorgesehen sind, bleiben für die Einteilung 

außer Betracht. 

 

Siebenter Titel 
Einziehung 

§ 73 Einziehung von Taterträgen bei Tätern und Teilnehmern 

(1) Hat der Täter oder Teilnehmer durch eine rechtswidrige Tat oder für sie etwas erlangt, so 

ordnet das Gericht dessen Einziehung an. 

(2) Hat der Täter oder Teilnehmer Nutzungen aus dem Erlangten gezogen, so ordnet das 

Gericht auch deren Einziehung an. 

(3) Das Gericht kann auch die Einziehung der Gegenstände anordnen, die der Täter oder 

Teilnehmer erworben hat 

1. durch Veräußerung des Erlangten oder als Ersatz für dessen Zerstörung, Beschä-

digung oder Entziehung oder 

2. auf Grund eines erlangten Rechts. 

 

§ 73a Erweiterte Einziehung von Taterträgen bei Tätern und Teilnehmern 

(1) Ist eine rechtswidrige Tat begangen worden, so ordnet das Gericht die Einziehung von 

Gegenständen des Täters oder Teilnehmers auch dann an, wenn diese Gegenstände durch 

andere rechtswidrige Taten oder für sie erlangt worden sind. 
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(2) Hat sich der Täter oder Teilnehmer vor der Anordnung der Einziehung nach Absatz 1 an 

einer anderen rechtswidrigen Tat beteiligt und ist erneut über die Einziehung seiner Ge-

genstände zu entscheiden, berücksichtigt das Gericht hierbei die bereits ergangene An-

ordnung. 

 

§ 73b Einziehung von Taterträgen bei anderen 

(1) Die Anordnung der Einziehung nach den §§ 73 und 73a richtet sich gegen einen anderen, 

der nicht Täter oder Teilnehmer ist, wenn 

1. er durch die Tat etwas erlangt hat und der Täter oder Teilnehmer für ihn gehandelt 

hat, 

2. ihm das Erlangte 

a) unentgeltlich oder ohne rechtlichen Grund übertragen wurde oder 

b) übertragen wurde und er erkannt hat oder hätte erkennen müssen, dass das 

Erlangte aus einer rechtswidrigen Tat herrührt, oder 

3. das Erlangte auf ihn 

a) als Erbe übergegangen ist oder 

b) als Pflichtteilsberechtigter oder Vermächtnisnehmer übertragen worden ist. 

 Satz 1 Nummer 2 und 3 findet keine Anwendung, wenn das Erlangte zuvor einem Dritten, 

der nicht erkannt hat oder hätte erkennen müssen, dass das Erlangte aus einer 

rechtswidrigen Tat herrührt, entgeltlich und mit rechtlichem Grund übertragen wurde. 

(2) Erlangt der andere unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 oder 

Nummer 3 einen Gegenstand, der dem Wert des Erlangten entspricht, oder gezogene 

Nutzungen, so ordnet das Gericht auch deren Einziehung an. 

(3) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 kann das 

Gericht auch die Einziehung dessen anordnen, was erworben wurde 

1. durch Veräußerung des erlangten Gegenstandes oder als Ersatz für dessen Zerstö-

rung, Beschädigung oder Entziehung oder 

2. auf Grund eines erlangten Rechts. 

 

§ 73c Einziehung des Wertes von Taterträgen 

Ist die Einziehung eines Gegenstandes wegen der Beschaffenheit des Erlangten oder aus einem 

anderen Grund nicht möglich oder wird von der Einziehung eines Ersatzgegenstandes nach § 73 

Absatz 3 oder nach § 73b Absatz 3 abgesehen, so ordnet das Gericht die Einziehung eines 

Geldbetrages an, der dem Wert des Erlangten entspricht. Eine solche Anordnung trifft das 

Gericht auch neben der Einziehung eines Gegenstandes, soweit dessen Wert hinter dem Wert 

des zunächst Erlangten zurückbleibt. 
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§ 73d Bestimmung des Wertes des Erlangten; Schätzung 

(1)  Bei der Bestimmung des Wertes des Erlangten sind die Aufwendungen des Täters, Teil-

nehmers oder des anderen abzuziehen. Außer Betracht bleibt jedoch das, was für die 

Begehung der Tat oder für ihre Vorbereitung aufgewendet oder eingesetzt worden ist, 

soweit es sich nicht um Leistungen zur Erfüllung einer Verbindlichkeit gegenüber dem 

Verletzten der Tat handelt. 

(2) Umfang und Wert des Erlangten einschließlich der abzuziehenden Aufwendungen können 

geschätzt werden. 

 

§ 74f Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

(1) Ist die Einziehung nicht vorgeschrieben, so darf sie in den Fällen der §§ 74 und 74a nicht 

angeordnet werden, wenn sie zur begangenen Tat und zum Vorwurf, der den von der 

Einziehung Betroffenen trifft, außer Verhältnis stünde. In den Fällen der §§ 74 bis 74b und 

74d ordnet das Gericht an, dass die Einziehung vorbehalten bleibt, wenn ihr Zweck auch 

durch eine weniger einschneidende Maßnahme erreicht werden kann. In Betracht kommt 

insbesondere die Anweisung, 

1. die Gegenstände unbrauchbar zu machen, 

2. an den Gegenständen bestimmte Einrichtungen oder Kennzeichen zu beseitigen 

oder die Gegenstände sonst zu ändern oder 

3. über die Gegenstände in bestimmter Weise zu verfügen. 

Wird die Anweisung befolgt, wird der Vorbehalt der Einziehung aufgehoben; andernfalls 

ordnet das Gericht die Einziehung nachträglich an. Ist die Einziehung nicht vorgeschrieben, 

kann sie auf einen Teil der Gegenstände beschränkt werden. 

(2) In den Fällen der Unbrauchbarmachung nach § 74d Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 gilt Absatz 

1 Satz 2 und 3 entsprechend. 

 

§ 75 Wirkung der Einziehung 

(1) Wird die Einziehung eines Gegenstandes angeordnet, so geht das Eigentum an der Sache 

oder das Recht mit der Rechtskraft der Entscheidung auf den Staat über, wenn der Ge-

genstand 

1. dem von der Anordnung Betroffenen zu dieser Zeit gehört oder zusteht oder 

2. einem anderen gehört oder zusteht, der ihn für die Tat oder andere Zwecke in 

Kenntnis der Tatumstände gewährt hat. 

 In anderen Fällen geht das Eigentum an der Sache oder das Recht mit Ablauf von sechs 

Monaten nach der Mitteilung der Rechtskraft der Einziehungsanordnung auf den Staat 

über, es sei denn, dass vorher derjenige, dem der Gegenstand gehört oder zusteht, sein 

Recht bei der Vollstreckungsbehörde anmeldet. 
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(2) Im Übrigen bleiben Rechte Dritter an dem Gegenstand bestehen. In den in § 74b bezeichne-

ten Fällen ordnet das Gericht jedoch das Erlöschen dieser Rechte an. In den Fällen der §§ 

74 und 74a kann es das Erlöschen des Rechts eines Dritten anordnen, wenn der Dritte 

1. wenigstens leichtfertig dazu beigetragen hat, dass der Gegenstand als Tatmittel 

verwendet worden oder Tatobjekt gewesen ist, oder 

2. das Recht an dem Gegenstand in Kenntnis der Umstände, welche die Einziehung 

zulassen, in verwerflicher Weise erworben hat. 

(3) Bis zum Übergang des Eigentums an der Sache oder des Rechts wirkt die Anordnung der 

Einziehung oder die Anordnung des Vorbehalts der Einziehung als Veräußerungsverbot im 

Sinne des § 136 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

(4) In den Fällen des § 111d Absatz 1 Satz 2 der Strafprozessordnung findet § 91 der Insol-

venzordnung keine Anwendung. 

 

Zweiter Titel 
Vollstreckungsverjährung 

 

§ 79 Verjährungsfrist 

(1) Eine rechtskräftig verhängte Strafe oder Maßnahme (§ 11 Abs. 1 Nr. 8) darf nach Ablauf 

der Verjährungsfrist nicht mehr vollstreckt werden. 

(2) Die Vollstreckung von lebenslangen Freiheitsstrafen verjährt nicht. 

(3) Die Verjährungsfrist beträgt 

1. fünfundzwanzig Jahre bei Freiheitsstrafe von mehr als zehn Jahren, 

2. zwanzig Jahre bei Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren bis zu zehn Jahren, 

3. zehn Jahre bei Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr bis zu fünf Jahren, 

4. fünf Jahre bei Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr und bei Geldstrafe von mehr als 

dreißig Tagessätzen, 

5. drei Jahre bei Geldstrafe bis zu dreißig Tagessätzen. 

(4) Die Vollstreckung der Sicherungsverwahrung und der unbefristeten Führungsaufsicht (§ 

68c Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 3) verjähren nicht. Die Verjährungsfrist beträgt 

1. fünf Jahre in den sonstigen Fällen der Führungsaufsicht sowie bei der ersten 

Unterbringung in einer Entziehungsanstalt, 

2. zehn Jahre bei den übrigen Maßnahmen. 

(5) Ist auf Freiheitsstrafe und Geldstrafe zugleich oder ist neben einer Strafe auf eine frei-

heitsentziehende Maßregel, auf Einziehung oder Unbrauchbarmachung erkannt, so ver-

jährt die Vollstreckung der einen Strafe oder Maßnahme nicht früher als die der anderen. 
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Jedoch hindert eine zugleich angeordnete Sicherungsverwahrung die Verjährung der 

Vollstreckung von Strafen oder anderen Maßnahmen nicht. 

(6) Die Verjährung beginnt mit der Rechtskraft der Entscheidung. 

 

§ 79a Ruhen 

Die Verjährung ruht, 

1. solange nach dem Gesetz die Vollstreckung nicht begonnen oder nicht fortgesetzt wer-

den kann, 

2. solange dem Verurteilten 

a) Aufschub oder Unterbrechung der Vollstreckung, 

b) Aussetzung zur Bewährung durch richterliche Entscheidung oder im Gnadenweg 

oder 

c) Zahlungserleichterung bei Geldstrafe oder Einziehung 

bewilligt ist, 

3. solange der Verurteilte im In- oder Ausland auf behördliche Anordnung in einer Anstalt 

verwahrt wird. 

 

§ 79b Verlängerung 

Das Gericht kann die Verjährungsfrist vor ihrem Ablauf auf Antrag der Vollstreckungsbehörde 

einmal um die Hälfte der gesetzlichen Verjährungsfrist verlängern, wenn der Verurteilte sich in 

einem Gebiet aufhält, aus dem seine Auslieferung oder Überstellung nicht erreicht werden kann. 

 

Vierter Abschnitt 
Straftaten gegen Verfassungsorgane sowie  

bei Wahlen und Abstimmungen 
 

§ 108e Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern 

(1) Wer als Mitglied einer Volksvertretung des Bundes oder der Länder einen ungerechtfer-

tigten Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen 

lässt oder annimmt, dass er bei der Wahrnehmung seines Mandates eine Handlung im 

Auftrag oder auf Weisung vornehme oder unterlasse, wird mit Freiheitsstrafe von einem 

Jahr bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 

bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer einem Mitglied einer Volksvertretung des Bundes oder der 

Länder einen ungerechtfertigten Vorteil für dieses Mitglied oder einen Dritten als Ge-
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genleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass es bei der Wahrnehmung seines 

Mandates eine Handlung im Auftrag oder auf Weisung vornehme oder unterlasse. 

(3) Den in den Absätzen 1 und 2 genannten Mitgliedern gleich stehen Mitglieder 

1. einer Volksvertretung einer kommunalen Gebietskörperschaft, 

2. eines in unmittelbarer und allgemeiner Wahl gewählten Gremiums einer für ein 

Teilgebiet eines Landes oder einer kommunalen Gebietskörperschaft gebildeten 

Verwaltungseinheit, 

3. der Bundesversammlung, 

4. des Europäischen Parlaments, 

5. einer parlamentarischen Versammlung einer internationalen Organisation und 

6. eines Gesetzgebungsorgans eines ausländischen Staates. 

(4) Ein ungerechtfertigter Vorteil liegt insbesondere nicht vor, wenn die Annahme des Vor-

teils im Einklang mit den für die Rechtsstellung des Mitglieds maßgeblichen Vorschriften 

steht. Keinen ungerechtfertigten Vorteil stellen dar 

1. ein politisches Mandat oder eine politische Funktion sowie 

2. eine nach dem Parteiengesetz oder entsprechenden Gesetzen zulässige Spende. 

(5) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten kann das Gericht die Fähig-

keit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, und das Recht, in öffentlichen Angele-

genheiten zu wählen oder zu stimmen, aberkennen. 

Einundzwanzigster Abschnitt 
Begünstigung und Hehlerei 

§ 261 Geldwäsche 

(1) Wer einen Gegenstand, der aus einer rechtswidrigen Tat herrührt, 

1. verbirgt, 

2. in der Absicht, dessen Auffinden, dessen Einziehung oder die Ermittlung von des-

sen Herkunft zu vereiteln, umtauscht, überträgt oder verbringt, 

3. sich oder einem Dritten verschafft oder 

4. verwahrt oder für sich oder einen Dritten verwendet, wenn er dessen Herkunft zu 

dem Zeitpunkt gekannt hat, zu dem er ihn erlangt hat, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. In den Fällen des 

Satzes 1 Nummer 3 und 4 gilt dies nicht in Bezug auf einen Gegenstand, den ein Dritter 

zuvor erlangt hat, ohne hierdurch eine rechtswidrige Tat zu begehen. Wer als Strafver-

teidiger ein Honorar für seine Tätigkeit annimmt, handelt in den Fällen des Satzes 1 Num-

mer 3 und 4 nur dann vorsätzlich, wenn er zu dem Zeitpunkt der Annahme des Honorars 

sichere Kenntnis von dessen Herkunft hatte. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer Tatsachen, die für das Auffinden, die Einziehung oder die Er-

mittlung der Herkunft eines Gegenstands nach Absatz 1 von Bedeutung sein können, 

verheimlicht oder verschleiert. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Wer eine Tat nach Absatz 1 oder Absatz 2 als Verpflichteter nach § 2 des Geldwäsche-

gesetzes begeht, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(5) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn 

Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter gewerbsmäßig 

handelt oder als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von 

Geldwäsche verbunden hat. 

(6) Wer in den Fällen des Absatzes 1 oder 2 leichtfertig nicht erkennt, dass es sich um einen 

Gegenstand nach Absatz 1 handelt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. Satz 1 gilt in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 nicht 

für einen Strafverteidiger, der ein Honorar für seine Tätigkeit annimmt. 

(7) Wer wegen Beteiligung an der Vortat strafbar ist, wird nach den Absätzen 1 bis 6 nur dann 

bestraft, wenn er den Gegenstand in den Verkehr bringt und dabei dessen rechtswidrige 

Herkunft verschleiert. 

(8) Nach den Absätzen 1 bis 6 wird nicht bestraft, 

1. wer die Tat freiwillig bei der zuständigen Behörde anzeigt oder freiwillig eine solche 

Anzeige veranlasst, wenn nicht die Tat zu diesem Zeitpunkt bereits ganz oder zum 

Teil entdeckt war und der Täter dies wusste oder bei verständiger Würdigung der 

Sachlage damit rechnen musste, und 

2. in den Fällen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 unter den in Nummer 1 genannten 

Voraussetzungen die Sicherstellung des Gegenstandes bewirkt. 

(9) Einem Gegenstand im Sinne des Absatzes 1 stehen Gegenstände, die aus einer im Ausland 

begangenen Tat herrühren, gleich, wenn die Tat nach deutschem Strafrecht eine rechts-

widrige Tat wäre und 

1. am Tatort mit Strafe bedroht ist oder 

2. nach einer der folgenden Vorschriften und Übereinkommen der Europäischen 

Union mit Strafe zu bedrohen ist: 

a) Artikel 2 oder Artikel 3 des Übereinkommens vom 26. Mai 1997 aufgrund von 

Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe c des Vertrags über die Europäische Union 

über die Bekämpfung der Bestechung, an der Beamte der Europäischen 

Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der Europäischen Union beteiligt 

sind (BGBl. 2002 II S. 2727, 2729), 

b) Artikel 1 des Rahmenbeschlusses 2002/946/JI des Rates vom 28. November 

2002 betreffend die Verstärkung des strafrechtlichen Rahmens für die Be-

kämpfung der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum uner-

laubten Aufenthalt (ABl. L 328 vom 5.12.2002, S. 1), 
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c) Artikel 2 oder Artikel 3 des Rahmenbeschlusses 2003/568/JI des Rates vom 

22. Juli 2003 zur Bekämpfung der Bestechung im privaten Sektor (ABl. L 192 

vom 31.7.2003, S. 54), 

d) Artikel 2 oder Artikel 3 des Rahmenbeschlusses 2004/757/JI des Rates vom 

25. Oktober 2004 zur Festlegung von Mindestvorschriften über die Tatbe-

standsmerkmale strafbarer Handlungen und die Strafen im Bereich des ille-

galen Drogenhandels (ABl. L 335 vom 11.11.2004, S. 8), der zuletzt durch die 

Delegierte Richtlinie (EU) 2019/369 (ABl. L 66 vom 7.3.2019, S. 3) geändert 

worden ist, 

e) Artikel 2 Buchstabe a des Rahmenbeschlusses 2008/841/JI des Rates vom 24. 

Oktober 2008 zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität (ABl. L 300 vom 

11.11.2008, S. 42), 

f) Artikel 2 oder Artikel 3 der Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des 

Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des 

Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates (ABl. L 101 vom 15.4.2011, S. 1), 

g) den Artikeln 3 bis 8 der Richtlinie 2011/93/EU des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 13. Dezember 2011 zur Bekämpfung des sexuellen Miss-

brauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der Kinderporno-

grafie sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates 

(ABl. L 335 vom 17.12.2011, S. 1; L 18 vom 21.1.2012, S. 7) oder 

h) den Artikeln 4 bis 9 Absatz 1 und 2 Buchstabe b oder den Artikeln 10 bis 14 

der Richtlinie (EU) 2017/541 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. März 2017 zur Terrorismusbekämpfung und zur Ersetzung des Rah-

menbeschlusses 2002/475/JI des Rates und zur Änderung des Beschlusses 

2005/671/JI des Rates (ABl. L 88 vom 31.3.2017, S. 6). 

(10) Gegenstände, auf die sich die Straftat bezieht, können eingezogen werden. § 74a ist an-

zuwenden. Die §§ 73 bis 73e bleiben unberührt und gehen einer Einziehung nach § 74 

Absatz 2, auch in Verbindung mit den §§ 74a und 74c, vor. 
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Zweiundzwanzigster Abschnitt 
Betrug und Untreue 

§ 266 Untreue 

(1) Wer die ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder Rechtsgeschäft eingeräumte Be-

fugnis, über fremdes Vermögen zu verfügen oder einen anderen zu verpflichten, miß-

braucht oder die ihm kraft Gesetzes, behördlichen Auftrags, Rechtsgeschäfts oder eines 

Treueverhältnisses obliegende Pflicht, fremde Vermögensinteressen wahrzunehmen, 

verletzt und dadurch dem, dessen Vermögensinteressen er zu betreuen hat, Nachteil zu-

fügt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) § 243 Abs. 2 und die §§ 247, 248a und 263 Abs. 3 gelten entsprechend. 

 

Sechsundzwanzigster Abschnitt 
Straftaten gegen den Wettbewerb 

§ 298 Wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Ausschreibungen 

(1) Wer bei einer Ausschreibung über Waren oder Dienstleistungen ein Angebot abgibt, das 

auf einer rechtswidrigen Absprache beruht, die darauf abzielt, den Veranstalter zur An-

nahme eines bestimmten Angebots zu veranlassen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Ausschreibung im Sinne des Absatzes 1 steht die freihändige Vergabe eines Auftrages 

nach vorausgegangenem Teilnahmewettbewerb gleich. 

(3) Nach Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 2, wird nicht bestraft, wer freiwillig ver-

hindert, daß der Veranstalter das Angebot annimmt oder dieser seine Leistung erbringt. 

Wird ohne Zutun des Täters das Angebot nicht angenommen oder die Leistung des Ver-

anstalters nicht erbracht, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, 

die Annahme des Angebots oder das Erbringen der Leistung zu verhindern. 

 

§ 299 Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer im geschäftlichen 

Verkehr als Angestellter oder Beauftragter eines Unternehmens 

1. einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich ver-

sprechen lässt oder annimmt, dass er bei dem Bezug von Waren oder Dienstleis-

tungen einen anderen im inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlau-

terer Weise bevorzuge, oder 
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2. ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 

Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er bei dem 

Bezug von Waren oder Dienstleistungen eine Handlung vornehme oder unterlasse 

und dadurch seine Pflichten gegenüber dem Unternehmen verletze. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer im geschäftlichen Verkehr einem Angestellten oder Beauftrag-

ten eines Unternehmens 

1. einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, ver-

spricht oder gewährt, dass er bei dem Bezug von Waren oder Dienstleistungen ihn 

oder einen anderen im inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlauterer 

Weise bevorzuge, oder 

2. ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 

als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er bei dem Bezug 

von Waren oder Dienstleistungen eine Handlung vornehme oder unterlasse und 

dadurch seine Pflichten gegenüber dem Unternehmen verletze. 

§ 299a Bestechlichkeit im Gesundheitswesen 

Wer als Angehöriger eines Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung der Be-

rufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, im Zusammenhang mit der Aus-

übung seines Berufs einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, 

sich versprechen lässt oder annimmt, dass er 

1. bei der Verordnung von Arznei-, Heil- oder Hilfsmitteln oder von Medizinprodukten, 

2. bei dem Bezug von Arznei- oder Hilfsmitteln oder von Medizinprodukten, die jeweils zur 

unmittelbaren Anwendung durch den Heilberufsangehörigen oder einen seiner 

Berufshelfer bestimmt sind, oder 

3. bei der Zuführung von Patienten oder Untersuchungsmaterial  

einen anderen im inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlauterer Weise bevor-

zuge, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

 

§ 299b Bestechung im Gesundheitswesen 

Wer einem Angehörigen eines Heilberufs im Sinne des § 299a im Zusammenhang mit dessen 

Berufsausübung einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, 

verspricht oder gewährt, dass er 

1. bei der Verordnung von Arznei-, Heil- oder Hilfsmitteln oder von Medizinprodukten, 

2. bei dem Bezug von Arznei- oder Hilfsmitteln oder von Medizinprodukten, die jeweils zur 

unmittelbaren Anwendung durch den Heilberufsangehörigen oder einen seiner Berufs-

helfer bestimmt sind, oder 

3. bei der Zuführung von Patienten oder Untersuchungsmaterial 

ihn oder einen anderen im inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlauterer Weise 

bevorzuge, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
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§ 300 Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr und im 

Gesundheitswesen 

In besonders schweren Fällen wird eine Tat nach den §§ 299, 299a und 299b mit Freiheitsstrafe 

von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 

vor, wenn 

1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht oder 

2. der Täter gewerbsmäßig handelt oder als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetz-

ten Begehung solcher Taten verbunden hat. 

 

§ 301 Strafantrag 

(1) Die Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr nach § 299 wird nur auf 

Antrag verfolgt, es sei denn, daß die Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen 

öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für ge-

boten hält. 

(2) Das Recht, den Strafantrag nach Absatz 1 zu stellen, haben in den Fällen des § 299 Absatz 

1 Nummer 1 und Absatz 2 Nummer 1 neben dem Verletzten auch die in § 8 Absatz 3 

Nummer 2 und 4 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb bezeichneten Ver-

bände und Kammern. 

 

Dreißigster Abschnitt 
Straftaten im Amt 

 

§ 331 Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst beson-

ders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten 

fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, der einen 

Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt 

oder annimmt, daß er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig 

vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der 

Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten 

Vorteil sich versprechen läßt oder annimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer 

Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei 

ihr Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt. 
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§ 332 Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst beson-

ders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür 

fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er eine Diensthandlung vorgenommen 

hat oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen 

würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In minder 

schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der 

Versuch ist strafbar. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter, der einen 

Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt 

oder annimmt, daß er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig 

vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen würde, 

wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren 

Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich ver-

sprechen läßt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn 

er sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat, 

1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des Ermessens 

durch den Vorteil beeinflussen zu lassen. 

 

 

§ 333 Vorteilsgewährung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem Europäischen Amtsträger, einem für den öffentlichen 

Dienst besonders Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr für die Dienstaus-

übung einen Vorteil für diesen oder einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt, wird 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer einem Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter 

einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht 

oder gewährt, daß er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vorneh-

me, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die zuständige Behörde im Rahmen ihrer 

Befugnisse entweder die Annahme des Vorteils durch den Empfänger vorher genehmigt 

hat oder sie auf unverzügliche Anzeige des Empfängers genehmigt. 

 

§ 334 Bestechung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem Europäischen Amtsträger, einem für den öffentlichen 

Dienst besonders Verpflichteten oder einem Soldaten der Bundeswehr einen Vorteil für 

diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß 
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er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine 

Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von drei 

Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheits-

strafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

(2) Wer einem Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder Schiedsrichter 

einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht 

oder gewährt, daß er eine richterliche Handlung 

1. vorgenommen und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder 

2. künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzen würde, 

wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren, 

in den Fällen der Nummer 2 mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 

bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung anbietet, ver-

spricht oder gewährt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er den 

anderen zu bestimmen versucht, daß dieser 

1. bei der Handlung seine Pflichten verletzt oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei der Ausübung des Ermes-

sens durch den Vorteil beeinflussen läßt. 

 

§ 335 Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung 

(1) In besonders schweren Fällen wird 

1. eine Tat nach 

a) § 332 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Abs. 3, und 

b) § 334 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, jeweils auch in Verbindung mit Abs. 3, 

mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren und 

2. eine Tat nach § 332 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3, mit Freiheitsstrafe nicht 

unter zwei Jahren 

bestraft. 

(2) Ein besonders schwerer Fall im Sinne des Absatzes 1 liegt in der Regel vor, wenn 

1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht, 

2. der Täter fortgesetzt Vorteile annimmt, die er als Gegenleistung dafür gefordert 

hat, daß er eine Diensthandlung künftig vornehme, oder 

3. der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortge-

setzten Begehung solcher Taten verbunden hat. 
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§ 335a Ausländische und internationale Bedienstete 

(1) Für die Anwendung des § 331 Absatz 2 und des § 333 Absatz 2 sowie der §§ 332 und 334, 

diese jeweils auch in Verbindung mit § 335, auf eine Tat, die sich auf eine künftige rich-

terliche Handlung oder eine künftige Diensthandlung bezieht, stehen gleich: 

1. einem Richter: 

ein Mitglied eines ausländischen und eines internationalen Gerichts; 

2. einem sonstigen Amtsträger: 

a) ein Bediensteter eines ausländischen Staates und eine Person, die beauftragt 

ist, öffentliche Aufgaben für einen ausländischen Staat wahrzunehmen; 

b) ein Bediensteter einer internationalen Organisation und eine Person, die 

beauftragt ist, Aufgaben einer internationalen Organisation wahrzunehmen; 

c) ein Soldat eines ausländischen Staates und ein Soldat, der beauftragt ist, 

Aufgaben einer internationalen Organisation wahrzunehmen. 

(2) Für die Anwendung des § 331 Absatz 1 und 3 sowie des § 333 Absatz 1 und 3 auf eine Tat, 

die sich auf eine künftige Diensthandlung bezieht, stehen gleich: 

1. einem Richter: 

ein Mitglied des Internationalen Strafgerichtshofes; 

2. einem sonstigen Amtsträger: 

ein Bediensteter des Internationalen Strafgerichtshofes. 

(3) Für die Anwendung des § 333 Absatz 1 und 3 auf eine Tat, die sich auf eine künftige Dienst-

handlung bezieht, stehen gleich: 

1. einem Soldaten der Bundeswehr: 

ein Soldat der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten Truppen der 

nichtdeutschen Vertragsstaaten des Nordatlantikpaktes, die sich zur Zeit der Tat im 

Inland aufhalten; 

2. einem sonstigen Amtsträger: 

ein Bediensteter dieser Truppen; 

3. einem für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten: 

eine Person, die bei den Truppen beschäftigt oder für sie tätig und auf Grund einer 

allgemeinen oder besonderen Anweisung einer höheren Dienststelle der Truppen 

zur gewissenhaften Erfüllung ihrer Obliegenheiten förmlich verpflichtet worden ist. 

 

 


